
NEUE REGELN BEI DER HINZURECHNUNGS
BESTEUERUNG ZU BEACHTEN!

Kurz vor Ende der Legislaturperiode liegt das beschlossene sog. ATAD-Umsetzungsgesetz 

auf dem Tisch und damit u. a. neue Regeln der Hinzurechnungsbesteuerung, die erstmals 

in dem Wirtschaftsjahr der ausländischen Gesellschaft anzuwenden sind, das nach dem 

31.12.2021 beginnt. Unternehmen und natürliche Personen mit Beteiligungen an aus-

ländischen Gesellschaften sollten deshalb frühzeitig, spätestens aber bis zum Jahresende, 

prüfen, ob sich daraus etwaiger Anpassungsbedarf ergibt. 

GRUNDZÜGE DER HINZURECHNUNGS

BESTEUERUNG

Die Regelungssystematik der Hinzurechnungsbesteue-

rung wird trotz der umfassenden Änderungen grund-

sätzlich beibehalten. 

Erzielt eine von Inländern (gemeinsam mit nahestehen-

den Personen) beherrschte, im Ausland ansässige Ge-

sellschaft passive Einkünfte, die einer niedrigen 

Besteuerung unterliegen, wird die Steuerbelastung die-

ser Einkünfte beim inländischen Anteilseigner auf das 

inländische Besteuerungsniveau hochgeschleust, in-

dem ein entsprechender Hinzurechnungsbetrag zu be-

rücksichtigen ist. Dabei ist die ausländische Steuer auf 

die im Inland anfallende Einkommen- oder Körper-

schaftsteuer anzurechnen. Mangels Anrechenbarkeit 

der ausländischen Steuer auf die Gewerbesteuer kann 

die Gesamtsteuerbelastung aber sogar über der inlän-

dischen Steuerbelastung in einem vergleichbaren inlän-

dischen Sachverhalt liegen. 

Im Falle einer Gesellschaft im EU-/EWR-Ausland kann 

die Hinzurechnungsbesteuerung durch einen sog. Mo-

tivtest vermieden werden. Im Sonderfall einer Kapital-

anlagegesellschaft kommt der Motivtest auch in 

Drittstaatenfällen in Betracht.

Erfolgt eine Hinzurechnungsbesteuerung, ist diese 

künftig mit Ablauf des Veranlagungszeitraums, in dem 

das jeweilige Wirtschaftsjahr der ausländischen Gesell-

schaft endet, vorzunehmen (phasengleiche Hinzurech-



nung). Nachfolgende Gewinnausschüttungen der 

ausländischen Gesellschaft sind künftig nicht mehr 

steuerbefreit. Vielmehr ist eine Kürzung um zuvor ver-

steuerte Hinzurechnungsbeträge vorgesehen, wobei 

hier weder – wie bislang – eine zeitliche Begrenzung 

auf sieben Jahre noch besondere Nachweiserfordernis-

se mehr vorgesehen sind. 

Für die Praxis ergeben sich u. a. aus den nachfolgenden 

Modifizierungen wesentliche Änderungen im Vergleich 

zur bisherigen Regelung.

NEUES BEHERRSCHUNGSKONZEPT 

Bislang ist eine Beherrschung einer ausländischen Ge-

sellschaft zu bejahen, wenn im Inland unbeschränkt 

Steuerpflichtige zu insgesamt mehr als der Hälfte an 

einer ausländischen Gesellschaft beteiligt sind. Dabei 

sind die Beteiligungen der im Inland unbeschränkt 

steuerpflichtigen Anteilseigner zu addieren. Dies gilt 

selbst dann, wenn zwischen den „Inländern“ kein Nä-

heverhältnis besteht.

Künftig ist ein gesellschafterbezogenes Beherr- 

schungserfordernis vorgesehen. Eine Beherrschung 

liegt demnach dann vor, wenn einem unbeschränkt 

Steuer pflichtigen allein oder zusammen mit ihm nahe-

stehenden Personen, ungeachtet dessen, ob diese  

unbeschränkt steuerpflichtig sind, am Ende des Wirt- 

schaftsjahres der ausländischen Gesellschaft mehr als 

die Hälfte der Stimmrechte oder mehr als die Hälfte der 

Anteile am Nennkapital der ausländischen Gesellschaft 

unmittelbar oder mittelbar zuzurechnen sind. Entspre-

chendes gilt aber auch für den Fall der Beherrschung 

durch einen beschränkt Steuerpflichtigen, soweit die 

Anteile an der ausländischen Gesellschaft dessen deut-

scher Betriebsstätte zuzuordnen sind, und er allein 

oder zusammen mit ihm nahestehenden Personen 

mehr als die Hälfte der Anteile hält. 

Anders als bisher werden bei der Prüfung der Beherr-

schung neben unmittelbaren Beteiligungen auch  

mittelbare Beteiligungen berücksichtigt und führen bei 

Vorliegen der weiteren Voraussetzungen zu einer ent-

sprechenden Hinzurechnungsbesteuerung, sofern eine 

solche nicht bereits bei der vermittelnden Gesellschaft 

erfolgt. Das bisherige Vorgehen der übertragenden 

Hinzurechnungsbesteuerung ist damit hinfällig.

Von einer Beherrschung ist auch auszugehen, wenn ein 

unmittelbarer oder mittelbarer Anspruch auf mehr als 

die Hälfte des Gewinns oder des Liquidationserlöses 

der Gesellschaft besteht. Dabei gilt eine Person auch 

dann als dem Anteilseigner nahestehend, wenn sie  

mit ihm bezüglich der ausländischen Gesellschaft durch 

abgestimmtes Verhalten zusammenwirkt. Bei Gesell-

schaftern einer Personengesellschaft, die an einer 

ausländischen Gesellschaft beteiligt ist, wird ein sol-

ches Zusammenwirken widerlegbar unterstellt.

NAHESTEHENDE PERSON

In welchen Fällen eine Person als nahestehend gilt, wurde 

ebenso mit dem ATAD-Umsetzungsgesetz durch eine 

Neufassung der allgemein für das Außensteuerrecht gel-

tenden Definition modifiziert. Eine Person ist demnach 

nahestehend, wenn sie am Steuer pflichtigen zu mindes-

tens einem Viertel unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. 

Abzustellen ist dabei – nun explizit geregelt – auf die  

Beteiligung am gezeichneten Kapital, am Gesellschafts-

vermögen oder am Gewinn, oder aber auf die Mitglied- 

schafts-, Beteiligungs- oder Stimmrechte. Auch im  

umgekehrten Beteiligungsfall ist das Kriterium des Nahe-

stehens erfüllt, wenn also z. B. der Steuerpflichtige min-

destens 25 % der Anteile an einer Kapitalgesellschaft 

hält. Wie bislang kann eine Person auch als nahestehend 

gelten, wenn sie einen beherrschenden Einfluss auf den 

Steuerpflichtigen oder umgekehrt der Steuerpflichtige 

einen beherrschenden Einfluss auf die andere Person 



ausüben kann, eine Beherrschung über den Steuerpflich-

tigen und die andere Person über eine dritte Person  

erfolgt oder außerhalb der Geschäftsbeziehung Einfluss 

genommen werden kann. 

PASSIVE EINKÜNFTE

Passive Einkünfte werden weiterhin dadurch bestimmt, 

dass diese nicht unter die in einem Aktivkatalog vor-

gegebenen Einkünfte fallen.

Dabei wurden am bisherigen Aktivkatalog insb. folgen-

de Modifizierungen vorgenommen:

ff Zinseinkünfte sind künftig stets passiv. Die bisher 

(unter sehr engen Voraussetzungen) als aktiv zu 

qualifizierende Aufnahme und darlehensweise Ver-

gabe von Kapital wird gestrichen.

ff Gewinnausschüttungen gelten zwar grundsätzlich 

weiterhin als aktiv. Davon grundsätzlich ausgenom-

men sind jedoch Bezüge, soweit sie das Einkommen 

der leistenden Körperschaft gemindert haben (sog. 

Korrespondenzprinzip). Zudem werden Gewinnaus-

schüttungen nicht mehr als aktive Einkünfte behan-

delt, wenn sie aus deutscher Sicht als Streubesitz- 

dividenden zu beurteilen wären (§ 8b Abs. 4 KStG).

ff Anteilsveräußerungen werden grundsätzlich weiterhin 

den aktiven Einkünften zugerechnet. Dabei fällt aber 

das bislang bestehende Nachweiserfordernis weg, dass 

der Veräußerungsgewinn insb. nicht auf Wirtschafts-

güter entfällt, die Kapitalanlagecharakter aufweisen.   

ff Gewinnausschüttungen und Anteilsveräußerungs-

gewinne, die aus Anteilen resultieren, die bei Kre-

ditinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten 

dem Handelsbestand zuzuordnen wären, gelten 

nun als passiv. 

ff Einkünfte aus Umwandlungen sind zwar weiterhin  

als aktiv anzusehen. Ausgenommen hiervon sind je-

doch Einkünfte, soweit sie auf der Übertragung von 

Wirtschaftsgütern beruhen, die nicht der Erzielung 

von aktiven Einkünften dienen, wobei hiervon eine 

Rückausnahme bei Umwandlungen zu steuerlichen 

Buchwerten vorgesehen ist. 

MOTIVTEST

An der Möglichkeit eines Motivtests ausschließlich für 

EU- bzw. EWR-Gesellschaften wird festgehalten. Dritt-

staatengesellschaften bleiben weiterhin – abgesehen 

von einer Ausnahme für Kapitalanlagegesellschaften – 

ausgeschlossen. Zudem besteht die Möglichkeit des Mo-

tivtests künftig nur dann, wenn mit dem anderen Staat 

eine Vereinbarung zum Informationsaustausch besteht.

Weist die ausländische Gesellschaft nach, dass sie im 

Staat ihres Sitzes oder Geschäftsleitung einer wesent-

lichen wirtschaftlichen Tätigkeit nachgeht, unterbleibt die 

Hinzurechnungsbesteuerung. Zum Nachweis ist nun  

ausdrücklich eine sachliche und personelle Ausstattung 

erforderlich. Zudem muss die Tätigkeit durch hinreichend 

qualifiziertes Personal selbständig und eigenverantwort-

lich ausgeübt werden. Eine überwiegend durch Dritte  

besorgte wirtschaftliche Tätigkeit genügt nicht. Zudem 

können der wesentlichen wirtschaftlichen Tätigkeit Ein-

künfte der ausländischen Gesellschaft nur insoweit zu-

geordnet werden, als eine fremdübliche Vereinbarung 

zugrunde liegt. 

NIEDRIGE BESTEUERUNG

Trotz langanhaltender Kritik und umfangreichen Diskus-

sionen ist weiterhin eine Niedrigbesteuerungsgrenze von 

25 % vorgesehen. Unterliegen die passiven Einkünfte 

einer effektiven Ertragsteuerbelastung von weniger als 

25 %, sind die Einkünfte bei Vorliegen der weiteren  

Voraussetzungen hinzuzurechnen. 



HINZURECHNUNGSBETRAG

Die passiven, im Ausland niedrig besteuerten Einkünfte 

sind als Hinzurechnungsbetrag entsprechend der unmit-

telbaren und mittelbaren Beteiligung des inländischen 

Steuerpflichtigen am Nennkapital der ausländischen Ge-

sellschaft bzw. nach einer abweichenden Gewinnvertei-

lung im Inland steuerpflichtig. 

Anders als nach bisherigem Recht ist der Hinzurech-

nungsbetrag nicht mehr um Steuern, die die ausländi-

sche Gesellschaft darauf entrichtet hat, zu mindern. Wie 

bisher ist der Hinzurechnungsbetrag aber nach den in-

ländischen Vorgaben zu ermitteln und unterliegt unver-

ändert weder bei Kapitalgesellschaften der 95 %-igen 

Steuerbefreiung noch bei natürlichen Personen dem Teil-

einkünfteverfahren. 

Zu beachten ist, dass der Hinzurechnungsbetrag künftig in 

dem Veranlagungszeitraum berücksichtigt wird, in dem 

das maßgebende Wirtschaftsjahr der ausländischen Ge-

sellschaft endet. Somit wird die bislang regelmäßig einge-

tretene „phasenverschobene“ Besteuerung aufgehoben.

Die Steuern vom Einkommen, die tatsächlich zu Lasten 

der ausländischen Gesellschaft auf den Hinzurechnungs-

betrag erhoben wurden, werden – ohne Antragserfor-

dernis – auf die inländische Einkommen- oder Körper- 

schaftsteuer angerechnet, soweit diese auf den Hinzu-

rechnungsbetrag entfällt. Eine Anrechnung auf die  

Gewerbesteuer ist – weiterhin – nicht möglich, so dass 

der Hinzurechnungsbetrag im Vergleich zu einem reinen 

Inlandsfall einer höheren Besteuerung unterliegen kann. 

Ist bereits innerhalb einer Beteiligungsstruktur im Wege 

einer Hinzurechnungsbesteuerung eine tatsächliche  

Besteuerung erfolgt, kann diese Steuer auf Antrag im 

Inland angerechnet werden, um insofern eine Doppel -

besteuerung zu vermeiden. 

UNSER VORGEHEN

Die neuen Vorgaben zur Hinzurechnungsbesteuerung 

führen dazu, dass die Grenzen der aufzugreifenden Sach-

verhalte neu zu ziehen sind. So könnte künftig eine Be-

herrschung anzunehmen sein, weil Beteiligungen aus- 

ländischer Gruppengesellschaften mit zu berücksichtigen 

sind. Passive Einkünfte könnten anders als bislang bei  

bestimmten Gewinnausschüttungen, die eine ausländi-

sche Tochtergesellschaft erhält, anzunehmen sein. Ob 

der Motivtest mit seinen hohen Anforderungen Abhilfe 

schaffen kann, muss im Einzelfall geprüft werden. Diese 

Möglichkeit kommt nach dem Gesetzeswortlaut regel-

mäßig (soweit es sich nicht um Kapitalanlagegesellschaf-

ten handelt) nur für EU/EWR-Gesellschaften in Betracht.

Inwieweit das eigene Unternehmen von den neuen Re-

gelungen tangiert wird, erschließt sich regelmäßig nicht 

auf den ersten Blick. Um hier Klarheit zu schaffen, bieten 

wir Ihnen an, für Ihre Unternehmensgruppe individuell 

zu prüfen, inwieweit Einkünfte ausländischer Gesell-

schaften künftig der Hinzurechnungsbesteuerung unter-

liegen werden.

Durch unseren pragmatischen und praxisorientierten 

Ansatz können wir schnell und effizient die Bereiche  

lokalisieren, die für die Anwendung der neuen Vorgaben 

relevant sein könnten. Damit können weitere Prüfungen 

und Überlegungen schnell auf die „neuralgischen Punk-

te“ fokussiert werden. 

Die durch die individuelle Prüfung gewonnenen Erkennt-

nisse dienen Ihnen dazu, Ihre unternehmensinternen Ab-

läufe entsprechend anzupassen und ggf. in Ihr Com - 

pliance Management System zu integrieren. Auch lassen 

sich die gewonnenen Ergebnisse dazu nutzen, bis zur 

erstmaligen Anwendung der neuen Hinzurechnungsvor-

gaben noch Anpassungen vorzunehmen, um optimaler-

weise die Hinzurechnungsbesteuerung nicht auszulösen.



ANSPRECHPARTNER

 Gerne stehen Ihnen Ihre bekannten Ansprechpart- 

ner von Ebner Stolz bei Fragen zu den ab 2022 gelten-

den Regelungen zur Hinzurechnungsbesteuerung zur 

Ver fügung. 

Bei Interesse an einer individuellen Prüfung können  

Sie sich gerne sowohl an die Ihnen bekannten  

 Ansprechpartner als auch an unsere  

 Experten im Bereich des internationales 

 Steuerrechts wenden. 
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